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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 9» März 1967 unter Mitwirkung der 
Bundesrichter Rietschel, Erbel, Hubert Meyer, Dr. Vogt und 
Dr. Pinke

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 8. Zi­
vilsenats des Oberlandesgerichts in Karlsruhe vom 12. 
Juni 1964 wird zurückgewiesen.

Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand:

Die Beklagte übertrug im Architektonvertrag von 9- Ho- 
vember I960 dem Kläger die Planung und Bauleitung für ein 
Einfamilienhaus in Büchenbronn.

Der Kläger stellte der Beklagten erhebliche ueldbetrügc 
zur Finanzierung des Bauvorhabens in der V/eise zur Verfügung, 
daß er einen großen Teil der Lieferantenrechnungen bezahlte. 
Ingesamt will er dem Bauunternehmer sowie anderen Lieferanten 
50.136,06 DM gezahlt haben. Nach seiner Behauptung hat die 
Beklagte hierauf 29-500 DM abgetragen; außerdem sei eine Gut­
schrift von 5-508,50 DM verrechnet worden. Als Arehitekten- 
und Statikerhonorar hat der Kläger 11.680,78 DM verln/igt.

Bevor der Rohbau fertiggestellt war, veräußerte die Beklagte 
daB Grundstück für 68.000 DM; von dem Erlös gab sie dem Klä­
ger 4.500 DM.

Der Kläger hat 21.744,05 DM nebst Zinsen eingeklagt.

Die Beklagte hat auf den Architektenvertrag verwiesen, 
worin es heißt: ”1/3 des Rohbaues und die gesamten Gebühren
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des Architekten werden 5 Jahre gestundet”. Sie hat auch die 
Höhe der vom Kläger verauslagten Beträge und des Architekten­
honorars bestritten.

Das Landgericht hat die Klage als zur Zeit unbegründet 
abgewiesen. Im Berufungsverfahren hat der Kläger hilfsweise 
beantragt, die Beklagte zu verurteilen, den Klagebetrag nebst 
Zinsen am 10. November 1965 zu zahlen. Diesen Klagantrag hat 
das Berufungsgericht unter Zurückweisung der weitergehenden 
Berufung dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt.

Mit ihrer Revision erstrebt die Beklagte die Abv/eisvng 
auch des hilfsweise geltend gemachten Klagantrags. Der Kläger 
bittet, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe:

I Das Berufungsgericht geht davon aus, daß nach der in 
Architektenvertrag vom 9* November I960 getroffenen Stundungs­
vereinbarung 1/3 der vom Kläger verauslagten Rohbaukosten so­
wie sein Architektenhonorar nach 5 Jahren, also erst am 10. 
November 1965 fällig sein sollte.

Die Stundungsvereinbarung zu widerrufen, weil die Beklag­
te den Rohbau veräußert und nur einen kleinen Teil des Erlöses 
an den Kläger abgeführt habe, hält das Berufungsgericht den 
Kläger nicht für berechtigt.

Die vorsorglich erhobene Klage auf künftige Zahlung er­
achtet es nach § 257 ZPO für begründet, weil die eingeklagte 
Forderung nicht von einer Gegenleistung abhängig und ihre Gel­
tendmachung an den Eintritt des 10. November 1965 geknüpft 
sei. Da der Streit über den Betrag des Anspruchs noch nicht 
zur Entscheidung reif sei, hat es den Klagantrag auf Verur­
teilung zur Leistung am 10. November 1965 dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt (§ 304 Abs. 1 ZPO) und den Rechtsstreit 
zur Entscheidung über den Betrag des Anspruchs gemäß § 538 
Abo. 1 Nr. 3 ZPO an das Landgericht zurückverwiesen.

Hiergegen wendet sich die Revision ohne Erfolg.
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1. ) Sie meint, das eingeklagte Architekten- und Sta­
tikerhonorar sei von einer Gegenleistung abhängig, nämlich 
von der Erbringung der Architekten- und Statikerleistungen.

Welche Leistungen dieser Art der Kläger nach der Ver­
äußerung des Grundstücks noch schulden soll, insbesondere 
die Beklagte überhaupt noch von ihm verlangt, führt die 
Revision nicht aus. In den Vorinstan2en hat die Beklagte 
zwar Posten der ihr erteilten Abrechnung bestritten; sie 
hat sich aber nicht darauf berufen, die Abrechnung stehe 
noch aus (vgl. BGH VII ZR 88/62 vom 30. Dezember 1963 in 
NJW 1964, 647). Auch die Revision macht das nicht geltend. 
Unerheblich ist deshalb, daß die eingeklagte Forderung aus 
einem gegenseitigen Vertrag herrührt. Es kommt nur darauf 
an, daß der Kläger aus dem Vert *ag nichts mehr schuldet und 
die eingeklagten Honorarforderungen nicht mehr von einer 
Gegenleistung abhängig sind.

Die Voraussetzungen des § 257 ZPO sind demnach entge­
gen der Meinung der Revision gegeben.

2. ) Auch die Sachentscheidung des Berufungsgerichts 
ist nicht zu beanstanden.

Die Beklagte hat in den Vorinstanzen nicht in Abre­
de gestellt, daß sie dem Kläger wegen seiner Aufwendungen 
für das Bauwerk und für seine Architektentätigkeit noch 
Gold schuldet; sie hat nur die Höhe der verlangten Beträ­
ge bestritten. Der Erlaß des Grundurteils war demnach ge­
rechtfertigt.
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Nach § 97 ZPO hat die Beklagte die Kosten ihrer dem­
nach unbegründeten Revision zu tragen.

Rietschel Erbel Meyer
Vogt Pinke
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